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! Montag, 29. Januar

Bernd Abeln (CDU), Vorsitzender des
Kreistags Offenbach, früherer hessischer
Staatssekretär und ehemaliger Bürger-
meister der Stadt Dreieich, wird 76 Jahre
alt.

Guido Knopp, ehemaliger Leiter der Re-
daktion Zeitgeschichte beim Zweiten
Deutschen Fernsehen, Mainz, wird
70 Jahre alt.

Marc Schlegel, Geschäftsführer des Piz-
zateigherstellers Lizza, Frankfurt, wird
31 Jahre alt.

! Dienstag, 30. Januar

Peter Mensinger (CDU), Vorsitzender
des Frankfurter Denkmalforums, frühe-
rer ehrenamtlicher Stadtrat in Frankfurt,
wird 77 Jahre alt.

Karlheinz Weimar (CDU), Aufsichtsrats-
vorsitzender der Fraport AG, ehemaliger
hessischer Finanz- und Umweltminister,
wird 68 Jahre alt.

Dagmar Wucherpfennig (SPD), Vorsit-
zende des Kreistags Darmstadt-Dieburg,
wird 65 Jahre alt.

Conrad Skerutsch, Geschäftsführer der
Gemeinnützigen Gesellschaft für das
Frankfurter Arbeitsmarktprogramm,
wird 59 Jahre alt.

Bodo Pfaff-Greiffenhagen (CDU), Mit-
glied des Hessischen Landtags (Wahl-
kreis Frankfurt am Main V), wird 56 Jah-
re alt.

Oliver Roth, Börsenhändler, ehemaliger
Fußballspieler und Sportdirektor beim
OFC Kickers Offenbach, wird 50 Jahre
alt.

! Mittwoch, 31. Januar

Peter von Löbbecke, Präsident der Deut-
schen Olympischen Gesellschaft, Frank-
furt, wird 75 Jahre alt.

Wolfgang Koehler, Geschäftsführender
Gesellschafter der Darmstädter Privat-
brauerei GmbH, Vorsitzender des Brau-
erbundes für Hessen/Rheinland-Pfalz,
wird 66 Jahre alt.

Walter Galinat, Mitglied der Geschäfts-
leitung der Merck KGaA, Darmstadt,
Vorsitzender des Verbands der Chemi-
schen Industrie Hessen, Frankfurt, wird
62 Jahre alt.

Ralf Wolter, Kurdirektor der Stadt Bad
Homburg, wird 57 Jahre alt.

Marcus Roloff, in Frankfurt lebender Ly-
riker, wird 45 Jahre alt.

Tilman Michael, Chordirektor der Oper
Frankfurt, wird 43 Jahre alt.

! Donnerstag, 1. Februar

Alfred Grosser, Politologe und Publizist,
ausgezeichnet mit der Wilhelm-Leusch-
ner-Medaille, Träger der Goetheplakette
der Stadt Frankfurt, wird 93 Jahre alt.

Erich Alemany, Geschäftsführender
Gesellschafter des Möbelherstellers
Schlapp, Neu-Anspach, wird 53 Jahre
alt.

Thomas Schäfer, Direktor des Internatio-
nalen Musikinstituts Darmstadt, wird
51 Jahre alt.

! Freitag, 2. Februar

Franz Kamphaus, emeritierter Bischof
von Limburg, wird 86 Jahre alt.
Rainer Schwarz, Vorsitzender der Ge-
schäftsführung der Oberhessischen
Versorgungs- und Verkehrsgesellschaft
(OVVG), Friedberg, Präsident der IHK
Gießen-Friedberg, wird 67 Jahre alt.
Franz-Josef Kiefer, von 2003 bis Juni
2017 Vorstandsvorsitzender des Caritas-
verbands Darmstadt, wird 66 Jahre alt.
Axel Dielmann, Frankfurter Buchverle-
ger, wird 59 Jahre alt.
Holger Mai, Aufsichtsratsvorsitzender
der Frankfurter Bankgesellschaft
(Deutschland) AG, wird 57 Jahre alt.
Rafaela Korte, Geschäftsführerin der Be-
rufsgenossenschaftlichen Unfallklinik
Frankfurt, wird 55 Jahre alt.
Konrad Zündorf, Geschäftsführer des
Studentenwerks Frankfurt, wird 55 Jahre
alt.
Eduard Michael Singer, Generaldirek-
tor des Grandhotels Hessischer Hof,
Frankfurt, Vorsitzender des Hotel- und
Gastronomieverbands Frankfurt, wird
48 Jahre alt.
Samy Ben Redjeb, in Frankfurt lebender
Geschäftsführer des Plattenlabels Ana-
log Africa, wird 47 Jahre alt.

! Samstag, 3. Februar

Bernhard Ehmer, Vorstandsvorsitzender
des Pharmaunternehmens Biotest AG,
Dreieich, wird 63 Jahre alt.
Ralf Erkens, Bezirksleiter Rhein-Main
der Industriegewerkschaft Bergbau-Che-
mie-Energie, Wiesbaden, wird 53 Jahre
alt.
Volker Wieland, Frankfurter Wirtschafts-
wissenschaftler, Mitglied des Sachver-
ständigenrats zur Begutachtung der ge-
samtwirtschaftlichen Entwicklung, Wies-
baden, wird 52 Jahre alt.
Stefan Becker, Geschäftsführer des Mo-
dehauses M. Schneider sowie Vorsitzen-
der des Gewerbevereins „Treffpunkt Of-
fenbach“, wird 51 Jahre alt.

! Sonntag, 4. Februar

Walther Tröger, ehemaliger Präsident
des Nationalen Olympischen Komitees
für Deutschland, Ehrenpräsident des
NOK, Träger der Ehrenplakette der
Stadt Frankfurt, wird 89 Jahre alt.
Hans Hollmann, Regisseur, Gründer der
Hessischen Theaterakademie, Träger
der Goetheplakette des Landes Hessen,
wird 85 Jahre alt.
Volker Huber, Offenbacher Verleger und
Galerist, wird 77 Jahre alt.
Michael Herrmann, Gründer, Geschäfts-
führer und Intendant des Rheingau-Mu-
sik-Festivals; Träger der Goethe-Plakette
des Landes Hessen, wird 74 Jahre alt.
Ernst-Ewald Roth (SPD), Mitglied des
Hessischen Landtags, Wiesbaden, wird
65 Jahre alt.
Christin Thüne (AfD), Fraktionsvorsit-
zende in der Stadtverordnetenversamm-
lung Offenbach, wird 56 Jahre alt.

Zusammengestellt vom F.A.Z.-Archiv, Doris Kap-
pes

PERSONENKALENDER

ler. WIESBADEN. Die Grünen wollen
einen gutdotierten Landeskulturpreis
speziell für Künstlerinnen einführen,
um einen Kontrapunkt zur anhaltenden
Bevorzugung von Männern bei der Ver-
gabe von Auszeichnungen zu setzen. Es
sei bedauerlich, dass man diesen Weg ge-
hen müsse, meint die kulturpolitische
Sprecherin der Grünen im Landtag, Mar-
tina Feldmayer, doch lasse sich die unbe-
streitbare Männerdominanz beispiels-
weise unter den Trägern des Hessischen
Kulturpreises mit einer Konkurrenzver-
anstaltung aufbrechen. Seit 2000 waren
unter den 44 Empfängern dieses mit
jährlich insgesamt 45 000 Euro dotier-
ten Preises nur neun Frauen.

Auch in der Kulturförderung müsse
es Gleichberechtigung geben, sagte Feld-
mayer gestern bei der Vorstellung zwei-
er Konzepte ihrer Fraktion zur künfti-
gen Hochschul- sowie zur Kunst- und
Kulturpolitik der Grünen. Daher sollten
Gremien und Jurys zur Vergabe von Aus-
zeichnungen und Zuschüssen geschlech-
tergerecht besetzt sein. Auch für Füh-
rungspositionen in kulturellen Landes-
einrichtungen sei eine Frauenquote von
50 Prozent anzustreben. „Wir wollen da-
mit sicherstellen, dass Künstlerinnen zu
gleichen Teilen mitbestimmen und ge-
fördert werden.“ Die Vergabe von För-
dermitteln an Kulturverbände dürfe
nicht mehr vorwiegend zweckgebunden
erfolgen, vielmehr sollte es den Empfän-
gern überlassen bleiben, ob sie das Geld
für Projekte, Bauinvestitionen oder Per-
sonal einsetzten. Auf diese Weise wür-
den Bürokratie abgebaut und Freiheit

und Selbstverantwortung in der Kultur-
szene gestärkt.

In der Hochschulpolitik setzen die
Grünen auf verlässlich wachsende Bud-
gets. Gute Forschung und Lehre erfor-
derten moderne Gebäude und Geräte,
sagte der hochschulpolitische Sprecher
der Fraktion, Daniel May. Deshalb stre-
be seine Fraktion an, den Hochschulen
in der nächsten Wahlperiode Investiti-
onsmittel in Höhe von jährlich 250 Mil-
lionen Euro zur Verfügung stellen;
50 Millionen Euro mehr als derzeit.

Die Vernetzung der beruflichen mit
der akademischen Bildung müsse weiter
verbessert, noch bestehende Übergangs-
hürden müssten abgebaut werden. Die
Grünen schlagen einen „Kodex für faire
Arbeitsbedingungen“ an den Hochschu-
len vor. Diese freiwillige Selbstverpflich-
tung solle dazu beitragen, die Zahl be-
fristeter Arbeitsverhältnisse zu reduzie-
ren. Viele Wissenschaftler seien nur auf
Zeit angestellt, müssten zu viele und nur
gering entlohnte Lehraufträge anneh-
men und hätten daher kaum Zeit für die
eigene wissenschaftliche Qualifikation.
Studentische Hilfskräfte müssten einen
eigenen Tarif im Tarifvertrag erhalten.

Außerdem sollten, sagte May, die re-
gionalen Hochschul-Außenstellen, bei-
spielsweise in Frankenberg, Bad Wildun-
gen und Bad Hersfeld, gestärkt werden,
weil sie gerade in ländlichen Regionen
zu wichtigen Entwicklungszentren ge-
worden seien. „Sie unterstützen durch
ihre Kooperation mit lokalen Unterneh-
men den Wissenstransfer vor Ort, wir-
ken dem Fachkräftemangel und der
Landflucht entgegen.“

BAD HERSFELD (lhe). Die Polizei in
Osthessen hat in einer Nacht 35 Lastwa-
genfahrer erwischt, die ihre Fahrzeuge
unerlaubt auf dem Standstreifen, in Not-
fallbuchten oder in der Einfahrt von
Rastplätzen geparkt haben. Das präge
nachts immer mehr das Bild auf den Au-
tobahnen, teilte gestern die Polizei mit.
„Die Fahrzeuge sind dazu meist schlecht
erkennbar und stellen ein potentielles

Unfallrisiko dar.“ Also verteilten die Be-
amten der Autobahnpolizei Bad Hers-
feld in der Nacht zu Freitag den 35 „Geis-
terparkern“ Platzverweise und leiteten
Bußgeldverfahren ein. Derartiges
Falschparken wird nach Angaben der Po-
lizei mit 70 bis 105 Euro geahndet. Kom-
me es zu einem Unfall, drohten den Last-
wagenfahrern Geld- oder Freiheitsstra-
fen.

ler. WIESBADEN. In die Debatte über
die umstrittene Erhebung von Straßenbei-
trägen kommt Bewegung. In der nächsten
Woche wird der Landtag auf Antrag von
FDP und Linkspartei über das Thema dis-
kutieren. Die Liberalen wollen das Einfor-
dern von Straßenbeiträgen weiter zulas-
sen, wenden sich aber dagegen, dass ver-
schuldete Kommunen dazu gezwungen
werden, auf diese Weise ihren Haushalt
auszugleichen. Nach Ansicht der Links-
partei sollten Gebühren für „Umbau und
Ausbau von Verkehrsanlagen“ ganz verbo-
ten und solche Vorhaben künftig aus dem
Landeshaushalt bezahlt werden.

Die SPD als dritte Oppositionspartei
lehnt eine „Zwangserhebung“ ebenfalls
ab und schätzt die Kosten für das Land im
Falle einer Kostenübernahme auf 150 bis
200 Millionen Euro. Eine solche Summe
hält der Parlamentarische Geschäftsfüh-
rer der Sozialdemokraten, Günter Ru-
dolph, für vertretbar. Das Land habe da-
für Sorge zu tragen, dass den Kommunen
ausreichend Geld für die Sanierung von
Gemeindestraßen zur Verfügung stehe,
ohne Grundstückseigentümer zur Mitfi-
nanzierung heranziehen zu müssen.

Ministerpräsident Volker Bouffier
(CDU) gab jüngst zu erkennen, dass er
Änderungen für erforderlich halte, wies
aber auch darauf hin, dass es sich um ein
„schwieriges Thema“ handele. Irgendwer
müsse für die Straßensanierung schließ-
lich zahlen, und auf irgendeine Weise sei
es immer der Steuerzahler. Die Zustän-
digkeit von Städten und Gemeinden für
den Erhalt ihrer eigenen Straßen sei Teil
der kommunalen Selbstverwaltung.
„Aber es gibt da Unplausibilitäten“, sag-
te Bouffier unter Hinweis darauf, dass

manche Bürger fünfstellige Summen zur
Sanierung ihrer Wohnstraße beitragen
müssten, andere deutlich weniger oder
auch gar nichts. „Das kann eigentlich
nicht richtig sein.“

Ob es der Weisheit letzter Schluss sei,
die Sanierung kommunaler Straßen künf-
tig durch das Land finanzieren zu lassen,
bezweifele er allerdings. Anzustreben sei
eine Neuregelung in Absprache mit den

kommunalen Spitzenverbänden, um we-
nigstens die größten Ungerechtigkeiten
zu beseitigen.

Aus Sicht des Parlamentarischen Ge-
schäftsführers der CDU im Landtag, Hol-
ger Bellino, spricht manches für die Beibe-
haltung der Vorgabe, wonach defizitäre
Kommunen die Bürger bei der Straßensa-
nierung zur Kasse bitten müssen, um ih-
ren Finanzhaushalt auszugleichen. Kluge

Kommunalpolitiker setzten auf regelmä-
ßig erhobene Straßenbeiträge, damit An-
wohner nicht plötzlich mit einer unerwar-
tet hohen Rechnung konfrontiert werden
müssten, meint Bellino. Für solche „wie-
derkehrenden“ Beiträge könnten zudem
innerorts größere geographische Einhei-
ten, beispielsweise ganze Ortsteile, heran-
gezogen werden, damit die Belastung ein-
zelner Bürger sich in Grenzen halte.

„Männerdominanz aufbrechen“
Grüne fordern Kulturpreis für Frauen

Bußgelder für „Geisterparker“ auf Autobahn

Reformansätze für Straßenbeiträge

Flickwerk: Wenn eine Straße saniert werden muss, können Kommunen die Anwohner mit Beiträgen zur Kasse bitten.  Foto dpa

Die Regelung, die Sanierung
von Straßen durch Beiträge
der Anwohner finanzieren zu
lassen, ist in die Kritik gera-
ten. Auch im Landtag wird
über sie diskutiert.


